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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
ein hoffentlich erholsamer Sommerurlaub liegt hinter Ihnen und hat Ihnen die Kraft für die nächsten 
Monate verliehen.

Zum Einstieg in die zweite Jahreshälfte haben wir Themen aus verschiedenen Bereichen des Eisen-
bahnbetriebes und des Arbeitsschutzes ausgewählt.

Die DB Schenker Rail AG beschreibt in einem Beitrag die Vorgehensweise beim Aufrufen von Erste 
Hilfe bei Alleinarbeit. Insbesondere für allein arbeitende Lokrangierführer, welche häufig außerhalb 
der Ruf- und Sichtweite von anderen Personen tätig sind, hat der Unternehmer geeignete Maßnah-
men zu treffen, dass bei einem Unfall unverzüglich die notwendige Hilfe an den Einsatzort geleitet 
werden kann. Ausgehend von der heutigen Situation beschreibt DB Schenker Rail, weshalb eine tech-
nische Lösung langfristig im Sinne des Arbeitsschutzes zielführend ist.

Aus einem anderen Blickwinkel wird das Thema „Aufrufen von Hilfe“ in unserem zweiten Beitrag 
betrachtet. Im Personenverkehr ist leider insgesamt ein Anstieg von tätlichen Übergriffen gegen 
Bahn-Mitarbeiter zu verzeichnen. Obwohl ernste Verletzungen von Mitarbeitern zum Glück die Aus-
nahme sind, werden vielfältige Konzepte zur Prävention und auch zur Nachsorge entwickelt und 
umgesetzt. Wir möchten Ihnen eine technische Lösung vorstellen, mit der in Bedrängnis geratene 
Triebfahrzeugführer und Zugbegleiter schnell und unkompliziert Hilfe anfordern können.

Eine wesentliche Vorgabe des deutschen Gesetzgebers zum Thema Arbeitsschutz ist die so genannte 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV). Diese Verordnung enthält Regelungen zu Grundpflich-
ten des Arbeitgebers hinsichtlich der Beurteilung von Gefährdungen, der Gestaltung von Arbeitsmit-
teln sowie zu deren Prüfung und Dokumentation. Im Sinne des präventiven Arbeitsschutzes hat der 
Gesetzgeber mit der am 1. Juni 2015 erfolgten Neufassung der Betriebssicherheitsverordnung beste-
hende Regelungen geschärft und der sich abzeichnenden demographischen Entwicklung angepasst: 
Es werden erstmals Vorgaben zur alters- und alternsgerechten Gestaltung von Arbeitsmitteln auf-
gestellt, die im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung Berücksichtigung finden müssen. Die Gefähr-
dungsbeurteilung selbst bleibt auch nach dieser Neufassung der Verordnung das zentrale Instrument 
für die Ermittlung von Gefährdungen und die Definition von Sicherheitsmaßnahmen sowie die Grund-
lage für Unterweisungen durch die zuständige Führungskraft.

Die Ankündigung der A+A 2015 und eine Leseranfrage zum Thema „Brandschutz auf Baustellen“  
runden dieses Heft ab.

Starten Sie sicher nach der Urlaubszeit und genießen Sie die schönen Seiten des Herbstes  – es lohnt 
zu leben.

Ihr BahnPraxis-Redaktionsteam
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Rangierfahrten wurden in der Vergangen-
heit von mindestens zwei Beschäftigten 
ausgeführt, um auch bei geschobener 
Rangierfahrt die Spitze zur Beobachtung 
des Gleisbereiches zu besetzen. Im Notfall 
konnten sich Triebfahrzeugführer und Ran-
gierbegleiter gegenseitig Erste Hilfe leisten 
bzw. Rettungskräfte anfordern.

Mit Einführen der Funkfernsteuerung im 
Eisenbahnbetrieb (bei der DB AG ab 1988) 
rangieren Lokrangierführer (Lrf) meist al-
lein (Abbildung 1) und befinden sich dabei 
häufig außerhalb der Ruf- und Sichtweite 

von anderen Personen. Dieses gilt sowohl 
in großen Zugbildungsanlagen (Rangier-
bahnhöfen) als auch bei Rangier- oder 
Zugfahrten in Gleisanschlüsse. Auch unter 
diesen Bedingungen muss jedoch sicher 
erkannt werden, wann ein Notfall vorliegt 
und der Lrf Erste Hilfe benötigt. 

Erste Hilfe bei Alleinarbeit

Nach § 25 der Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ (DGUV 
Vorschrift 1) hat der Unternehmer unter  
Berücksichtigung der betr ieblichen  

Verhältnisse durch Meldeeinrichtungen 
und organisatorische Maßnahmen dafür 
zu sorgen, dass bei einem Notfall unver-
züglich die notwendige Hilfe herbeigerufen 
und an den Einsatzort geleitet werden kann.

Die speziellen Anforderungen für allein 
arbeitende Lrf sind in der DGUV Regel 
114-003 (bisher: GUV-R 122) „Betrieb von 
Funkfernsteuerungen bei Eisenbahnen“ 
enthalten. Die für andere Berufsgruppen 
geltende DGUV Regel 112-139 (bisher: BGR/
GUV-R 139) „Einsatz von Personen-Not- 
signal-Anlagen“ ist für Funkfernsteuerun-
gen bei Eisenbahnen bzw. für den Lrf nicht 
anzuwenden, da aufgrund der Technik der 
Funkfernsteuerung andere Randbedingun-
gen vorliegen als für andere Alleinarbeiter. 
Beispielweise wird die Dienstfähigkeit des 
Lrf im Funkfernsteuermodus permanent 
durch den im Sender bzw. Funkfernsteuer-
bediengerät eingebauten Neigungsschal-
ter überwacht.

Nach Abschnitt 3.3 der DGUV Regel 114-
003 kann die notwendige Erste Hilfe bzw. 
das Erkennen von Notfällen für allein ar-
beitende Lrf, die sich beim Durchführen 
der Tätigkeiten nicht ständig in Sichtweite 
anderer Personen befinden, grundsätzlich 
durch folgende zwei Möglichkeiten erreicht 
werden:

● �Einsatz eines technischen Systems, das 
die Dienstunfähigkeit des Lrf erkennt und 
automatisch an eine ständig besetzte 
Stelle weiterleitet.

● �Umsetzen von organisatorischen Maß-
nahmen, bei denen der regelmäßige 
Funkverkehr mit dem Lrf benutzt wird, 
um seine Dienstfähigkeit zu überwachen. 
Dabei muss sichergestellt werden, dass 
der Lrf spätestens eine Stunde, nachdem 
er sich das letzte Mal gemeldet hat, an-
gesprochen und bei Nichterreichbarkeit 
nach ihm gesucht wird.

Die genannten organisatorischen Maßnah-
men sind jedoch aufwändig und teilweise 
nicht wirklich zuverlässig. Ein beauftragter 
Beschäftigter, zum Beispiel der Disponent 
in einer Leitstelle, muss systematisch ver-
folgen, wann der letzte Funkkontakt mit 
dem einzelnen Lrf bestand und diesen spä-
testens eine Stunde danach aktiv anspre-
chen, um dessen Dienstfähigkeit festzu-
stellen. Die Zuverlässigkeit dieser Lösung 
hängt somit ausschließlich vom richtigen 
Handeln des beauftragten Disponenten ab. 
 

Maßnahmen für den Notfall 

Allein arbeitende 
Lokrangierführer
Oliver Handler, Arbeitsgebietsleiter Allgemeiner Betrieb/ÖZAB und 
Grenzverfahren, DB Schenker Rail AG, Mainz, und 
Dipl.-Ing. (FH) Gerhard Heres, Unfallversicherung Bund und Bahn, 
Aufsichtsperson im Referat Prävention Bereich Bahn und Standortleiter 
Frankfurt am Main in der Region Mitte, Frankfurt am Main

Die DB Schenker Rail AG führt ein neues Verfahren des 
„Willensunabhängigen Personennotrufs“ (WUPN) ein. Damit wird 
sichergestellt, dass allein arbeitenden Lokrangierführern im Notfall 
unverzüglich Erste Hilfe geleistet werden kann.

Abbildung 1: Allein arbeitender Lokrangierführer auf einer Lokomotive
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60-Minuten-Regel 

Bei der DB Schenker Rail AG erfolgte bis-
her die Überwachung alleinarbeitender 
Lrf überwiegend nach der so genannten 
1-Stunde- bzw. 60-Minuten-Regel entspre-
chend der DGUV Regel 114-003 (als rein or-
ganisatorische Maßnahme – wie beschrie-
ben). Um eine Reduzierung der Zeitspanne 
zwischen dem Ereignis und dem Eintref-
fen der Rettungskräfte im Ereignisfall zu 
erreichen, hat sich die DB Schenker Rail 
AG dazu entschlossen, eine technische 
Lösung umzusetzen.

Einsatz von WUPN bei DB Schenker

Mit der Neubeschaffung von GSM-R-Hand-
sprechfunkgeräten (Bauform TiGR 550 
R(S)) hat die DB Schenker Rail AG das Ver-
fahren des „Willensunabhängigen Perso-
nennotrufes“ – WUPN – (Abbildung 2) zur 
Erhöhung der Sicherheit alleinarbeitender 
Lokrangierführer bundesweit eingeführt. 
Zum Lokalisieren des jeweiligen Endgerä-
tes wurden die GSM-R-Handsprechfunk-
geräte mit einem GPS-Empfänger und ei-
nem Neigungssensor ausgestattet, der die 
Schieflage des Gerätes (Neigung des Sen-
ders aus der Senkrechten) erkennt.

Das vom Lokrangierführer mitgeführte 
GSM-R Handsprechfunkgerät (Abbildung 
3) dient im Normalfall der Abwicklung der 
für die Betriebskommunikation erforder-
lichen Gespräche. Durch die Aktivierung 
der Funktion „Willensunabhängiger Perso-
nennotruf“ am Handsprechfunkgerät (auch 
Endgerät genannt) werden GPS-Empfän-
ger und Neigungssensor aktiviert. Regis-
triert der aktivierte Neigungssensor nun 
eine Schieflage des Endgerätes, wird um-
gehend nachfolgende interne Alarmkette 
ausgelöst. Diese ist wie folgt aufgebaut 
(Abbildung 4):

1. �In der ersten Alarmphase (T0 = 20 sec) 
hat die Schieflage für den nutzenden Lrf 
keine erkennbaren Auswirkungen (die 
Dauer wurde vom Hersteller in Abstim-
mung mit der DB Schenker Rail AG ein-
gestellt; eine Änderung ist nur durch den 
Hersteller oder durch eine vom Unterneh-
mer befugte Person möglich). 

2. �In der zweiten Alarmphase (eingestellte 
Dauer: T1 = 20 sec) vibriert das Endge-
rät dauerhaft.

3. �In der dritten Alarmphase (eingestellte 
Dauer: T2 = 30 sec) sendet das Endgerät 
ein Alarmsignal in sehr hoher und nicht 
überhörbarer Lautstärke.

Wird das Endgerät während der ersten 
oder der zweiten Alarmphase wieder in 
die aufrechte bzw. senkrechte Position 

gebracht oder der Alarm bewusst vom Lrf 
durch Bedienen der Taste am Endgerät ge-
stoppt, so beginnt die erste Alarmphase 
erst wieder bei erneuter Schieflage des 
Endgerätes.

Nach Abschluss der dritten Alarmphase 
wird der „Willensunabhängige Personen-
notruf“ unmittelbar gesendet. Dabei wer-
den per SMS die Geräterufnummer und 
die aktuellen GPS-Koordinaten übermit-
telt. Gleichzeitig erfolgt automatisch ein 
Rufaufbau zu einer im Endgerät hinterleg-
ten Rufnummer. Aus Datenschutzgründen 
ist sichergestellt, dass die GPS-Koordi-
naten nur im Falle des Absetzens eines 
Personennotrufs übertragen werden, so 
dass eine Kontrolle über den Aufenthalts-
ort des Lokrangierführers im regulären Ar-
beitsalltag ausgeschlossen ist.

Aufbau einer Infrastruktur

Zum Empfangen des Personennotrufs wird 
eine Infrastruktur benötigt, die den Emp-
fang sicher gewährleistet. Dies erfordert 
bei der Alleinarbeit von Lrf eine ständig 
besetzte Empfangsstation, die jederzeit 
Notrufe in Form von SMS und Anrufen an-
nehmen kann.

Aufgabe des Bedieners der Empfangs-
station ist es, die notwendige Erste-Hilfe 
schnellstmöglich sicher zu stellen bzw. die 
Rettungskette zu aktivieren. Wesentliche 
Voraussetzung neben der zeitnahen Auf-
nahme des Personennotrufs ist, dass dem 
Bediener der Empfangsstation alle erfor-
derlichen Informationen zum Einleiten der 
Rettungskette zur Verfügung stehen.

Im Bahnbetrieb der Deutschen Bahn AG 
ist in diesen Fällen vorgesehen, den Infra-
strukturbetreiber DB Netz AG zu informie-
ren. Dieser wiederum hat die Aufgabe, den 

Abbildung 4: Schematische Darstellung der einzelnen Alarmphasen der internen Alarmkette

Abbildung 2: Schematischer Ablauf zum Verfahren „Willensunabhängiger Personennotruf“

Quelle: DB Schenker Rail AG; aus Modul 9.1 – WUPN
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Abbildung 3: Trageweise des Funkgerätes mit 
WUPN-Funktion

Quelle: DB Schenker Rail AG; aus Modul 9.1 – WUPN
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Rettungsdienst zu alarmieren und den ge-
fahrlosen Zugang zum Ereignisort sicher-
zustellen. Aus diesem Grund benötigt der 
Bediener der Empfangsstation insbesonde-
re die Information, wer an dem jeweiligen 
Ereignisort der zuständige Ansprechpart-
ner des Infrastrukturbetreibers ist und wie 
dieser erreichbar ist.

Die Umsetzung dieser Anforderung erfolgt 
bei der DB Schenker Rail AG durch die Be-
reitstellung einer Empfangsstation – beste-
hend aus einem PC mit Spezialsoftware – 
sowie einem zugehörigem „Notfalltelefon“. 
Die Geodaten des Personennotrufs werden 
auf der Empfangsstation so umgewandelt, 
dass der Bediener die Lage des Endgerätes 
und somit des Ereignisortes bzw. des Ver-
letzten auf einer Eisenbahninfrastrukturkar-
te erkennen kann. Darüber hinaus enthält 
die Karte die Informationen über Strecken-
nummer, Kilometrierung und den für die-
sen Bereich zuständigen Fahrdienstleiter 
inclusive Telefonnummer. Der Bediener der 
Empfangsstation wird dadurch in die Lage 
versetzt, schnellstmöglich den zuständi-
gen Ansprechpartner zu verständigen und 
somit die Rettungskette in Gang zu setzen.

Fazit

Mit dem Verfahren „Willensunabhängiger 
Personennotruf“ hat die DB Schenker Rail 
AG ein System eingeführt, dass die unver-
zügliche Erste Hilfe für allein arbeitende Lrf 
sehr zuverlässig gewährleisten kann. Die 
Vorteile in Bezug auf die erhöhte Sicher-
heit gegenüber der bisherigen 60-Minuten-
Regel sind eindeutig erkennbar. In der Re-
gel sind solche technischen Systeme nach 
der einmaligen Einführung auch weniger 
aufwändig als organisatorische Lösungen. 

Es ist die Aufgabe des Unternehmers bzw. 
der Führungskraft in seinem Zuständig-
keitsbereich zu prüfen, ob bisher getrof-
fene Erste-Hilfe-Maßnahmen für allein 
arbeitende Lrf ausreichend sicher funk-
tionieren. Die Unfallversicherungsträger 
empfehlen den Eisenbahnunternehmen, 
die Dienstfähigkeit der Lrf vorrangig durch 
technische Systeme zu überwachen, zum 
Beispiel durch das beschriebene Verfah-
ren „Willensunabhängiger Personennot-
ruf“ oder andere mobile Notrufsysteme. 
Einmal im Unternehmen eingeführt, kön-
nen diese Systeme auch für andere allein 
arbeitende Beschäftigte bei Eisenbahnen 
eingesetzt werden, zum Beispiel bei der 
Störungsbeseitigung an Signalanlagen.

UVB auf dem Gemeinschaftsstand 
der DGUV vertreten
Im Rahmen eines Gemeinschaftsstandes 
(Halle 10/G59) der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) wird auch die 
UVB auf der A+A 2015 präsent sein und den 
Besuchern der Messe die Gelegenheit ge-
ben, sich über Aufgaben, Leistungen und 
Angebote der UVB sowie über aktuelle The-
men zu informieren und auszutauschen. 

A+A rückt näher –  
Sonderveranstaltung für  
Sicherheitsbeauftragte

Von 27. bis 30. Oktober 
2015 findet in Düsseldorf 
die A+A, die Messe für 
Arbeitssicherheit und 
Arbeitsmedizin, statt. Als 
internationale Leitmesse 
bietet sie weltweit die 
führende Plattform für Business, 
Kommunikation und Information. Die 
Aussteller – von kleinen Betrieben bis zu 
Global Playern – präsentieren 
ein bemerkenswertes Spektrum an Produkten, Lösungen, innovativen 
Konzepten und Themen. Hierdurch bestehen Informationsmöglichkeiten 
über Produkte und Services für den individuellen Schutz, die kollektive 
Sicherheit und die Gesunderhaltung am Arbeitsplatz, von Schutzartikeln für 
die einzelnen Körperpartien über Sicherheitsausrüstungen für Einsatzkräfte 
und Brandschutzvorrichtungen bis hin zu ergonomischem Mobiliar für 
Büros. Darüber hinaus gibt es im Rahmen der Kongressveranstaltungen die 
Möglichkeit, sich über aktuelle Themen zu informieren und auszutauschen.
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„Tag der Sicherheitsbeauftragten“
Am 28. Oktober 2015 findet im Rahmen der 
A+A der „Tag der Sicherheitsbeauftragten“ 
statt. Hierbei handelt es sich um eine Ver-
anstaltung, die speziell für Sicherheitsbe-
auftragte konzipiert ist. 

Weitere Informationen zu dieser Veran-
staltung und zum Anmeldeprozedere sind  
unter dem Link www.euk-info.de zu finden.

BahnPraxis Aktuell



6	 BahnPraxis B 9 | 2015

Ein Stück Sicherheit

Die SOS-App bei DB Regio Hessen

Jens Wagenknecht, DB Regio AG, Region Hessen, Frankfurt am Main

Wo tagsüber unbeschwertes Treiben herrscht, kann sich abends schnell 
ein Gefühl der Unsicherheit breitmachen, wenn man allein unterwegs ist. 
Bahnhöfe, aber auch gering besetzte Züge sind mit Anbruch der Nacht solche 
Orte. Mit reinen Zahlen lässt sich die Angst nicht begründen, es passiert hier 
nachts nicht viel mehr als am Tag. Dennoch bleibt bei vielen Menschen ein 
mulmiges Gefühl. Das geht auch den Triebfahrzeugführern und Zugbegleitern 
nicht anders, die an diesen Orten ihre Arbeit tun.
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Kritische Situationen für das 
Zugpersonal

Jeder kennt aus seinem Leben das Gefühl, 
sich in bestimmten Situationen einfach un-
sicher zu fühlen. Egal ob abends alleine zu 
Hause oder nach einem schönen Abend 
alleine in dunklen Straßen unterwegs, et-
was Angst ist oft dabei. Diese Situationen 
im privaten Bereich sind glücklicherweise 
selten. 

Das gilt für unser Zugpersonal (Triebfahr-
zeugführer (Tf ) und Kundenbetreuer im 
Nahverkehr (KiN)) nicht, welches regelmä-
ßig in den Abendstunden allein im Zug ist 
oder in der Nacht alleine in einer Abstel-
lanlage seinen Dienst verrichtet. Längst 
beschränken sich auch die Übergriffe trotz 
Videoüberwachungen in den Zügen nicht 
mehr auf die Abendstunden.

Da schleicht sich schnell einmal der Gedan-
ke ein, was wäre denn jetzt wenn...? Zug-
funk, Handy oder andere Fahrgäste, kommt 
im Falle eines Falles wirklich schnell genug 
Hilfe?

Erhöhung der Sicherheit für das 
Zugpersonal

Diese Gedanken beschäftigen uns seit lan-
gem. Vertreter von Gewerkschaften fordern 
immer wieder Deeskalationstrainings. Aber 
ist dieses Training geeignet, alle Probleme 
zu lösen?

Wir haben uns mit der Frage beschäftigt: 
Welches Hilfsmittel können wir dem Zug-
personal an die Hand geben, das ein Stück 
Sicherheit vermittelt und im Falle eines Fal-
les schnell und einfach zu bedienen ist und 
schnelle Hilfe garantiert. 

So entstand – nach verschiedenen anderen 
Überlegungen – die Idee, eine App für das 
Handy zu programmieren. Ein Android-Handy 
hat jeder Tf und KiN, wodurch keine zusätz-
liche Hardware angeschafft werden muss.

Eine wichtige Anforderung war, dass die App 
einfach und schnell zu bedienen ist, ohne 
lange im Handy zu suchen oder das Handy 
bedienen zu müssen. Die Hilfe muss schnell 
und unkompliziert zu rufen sein. 

Unsere Lösung für das Zugpersonal

Das Ergebnis ist die SOS-App. Die Bedie-
nung ist sehr einfach und unkompliziert, 

im Ernstfall kann der Tf oder KiN mit einer 
Bedienhandlung die erforderliche Hilfe ru-
fen. Natürlich muss das Zugpersonal die 
App nicht nutzen, die Benutzung ist ihnen 
selbst überlassen.

Wie der TP-Notruf funktioniert 

Zum Beginn der Schicht oder der Zugfahrt 
startet der KiN oder Tf die App. Nach dem 
ersten Starten ist die App sofort beim Ein-
schalten des Displays verfügbar. Dies wird 
in der Info-Leiste des Smartphones ange-
zeigt. Tf oder KiN können dann mit einer Be-
dienhandlung an ihrem Smartphone Hilfe 
anfordern.

Durch das Bedienen der Schaltfläche errei-
chen Tf oder KiN direkt und ohne Wartezei-
ten (beispielsweise durch Warteschleifen) 
einen Disponenten der Transportleitung 
(TP).

Die Disponenten in der TP leiten dann 
sofort alle weiteren Schritte ein, wie bei-
spielsweise die Information eines weiteren 
auf dem Zug befindlichen Kollegen (Tf/KiN) 
oder sie alarmieren externe Rettungskräfte  
(Polizei, Rettungsdienst etc.) sowie das 
DB-Notfallmanagement in Abstimmung 
mit dem jeweiligen Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen.

Verwendung

Die App soll dem Tf oder KiN die Möglich-
keit geben, sich während der Dienstzeit in 
kürzester Zeit (ohne Warteschleife der Te-
lefonanlage) an die TP zu wenden, wenn: 
1. �Tf/KiN selbst tätlich angegriffen werden 

oder
2. �Tf/KiN selbst unmittelbar ärztliche Hilfe 

benötigen.

Allen anderen betrieblichen Situationen, 
die ein Anfordern von Hilfe verlangen, 
sind davon ausgenommen. In diesen Fäl-
len müssen Tf oder KiN, wie gewohnt, die 
betrieblichen Meldewege beachten und 
einhalten.

Transportleitung

Erreicht der Notruf die TP, wird er vor al-
len anderen Tätigkeiten sofort bearbeitet. 
Durch die Programmierung aller Telefon-
nummern der Tf und KiN in die Telefon- 
anlage, kann die TP sofort den Mitarbeiter 
erkennen und einem Zug zuordnen. Kann 
der Disponent noch mit dem Tf oder KiN 

reden, so spricht er Maßnahmen mit die-
sem ab. Geht dies nicht mehr, schaut der 
Disponent, ob im Zug weitere Mitarbeiter 
sind (zum Beispiel ein KiN, ein zweiter Tf 
usw.), welche nach dem Auslöser des Not-
rufes schauen können und alarmiert nach 
Rücksprache mit ihnen die Rettungskräf-
te. Kommt der Notruf ohne Zuordnung auf 
einen Zug, so schaut der Disponent, wo 
der Mitarbeiter laut seiner Schicht ist und 
alarmiert die Rettungskräfte.

Erfahrungen nach zwei Jahren 
SOS-App

Zum Glück wurde diese Hilfe wenig ge-
braucht. Trotzdem gab es Situationen, in 
denen Tf und KiN davon Gebrauch machen 
mussten und über die schnelle Hilfe glück-
lich waren.

Eine große Befürchtung im Vorfeld der Ein-
führung der App war, Tf oder KiN könnten 
diese missbräuchlich benutzen, um eben 
mal schnell die TP erreichen zu können. 
Diese Befürchtungen waren aber absolut 
unbegründet, Missbrauch hat es keinen 
gegeben.

BahnPraxis Spezial
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Ziele

Mit der Neufassung der Betriebssicher-
heitsverordnung soll eine Verbesserung 
des Arbeitsschutzes bei der Verwendung 
von Arbeitsmitteln durch Beschäftigte 
sowie des Schutzes Dritter beim Betrieb 
überwachungsbedürftiger Anlagen erreicht 
werden. Die neue Verordnung soll insbe-
sondere Unfallschwerpunkten, wie zum 
Beispiel bei Instandhaltung, Betriebsstö-
rungen, Manipulationen und besonderen 
Betriebszuständen Rechnung tragen. Auch 
werden erstmals besondere Vorgaben zur 
alters- und alternsgerechten Gestaltung 
sowie der ergonomischen und psychi-
schen Belastung bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln in dieser Verordnung ent-
halten sein. Als wichtigstes Element im Ar-
beitsschutz werden jetzt die Prüfungen von 
Arbeitsmitteln deutlich aufgewertet. 

Aufbau und Gliederung 

Abschnitt 1
Anwendungsbereich und Begriffsbestim-
mungen

Abschnitt 2
Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaß-
nahmen

Abschnitt 3
Zusätzliche Vorschrif ten für über wa-
chungsbedürftige Anlagen

Abschnitt 4
Vollzugsregelungen und Ausschuss für Be-
triebssicherheit

Abschnitt 5
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten, 
Schlussvorschriften

Anhang 1
Besondere Vorschriften für bestimmte Ar-
beitsmittel

Anhang 2
Prüfvorschriften für überwachungsbedürf-
tige Anlagen

Anhang 3
Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel

Arbeitsmittel und deren Prüfung

Neue Betriebssicherheitsverordnung 2015

Dipl.-Ing. (FH) Rainer Liebermann, Technischer Aufsichtsdienst der 
Unfallversicherung Bund und Bahn, Essen

Seit dem 1. Juni 2015 ist die neue Betriebssicherheitsverordnung mit 
dem Titel „Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung –  
BetrSichV)“ in Kraft. Was soll mit dieser neuen Verordnung erreicht 
werden, welche Ziele bzw. welche Bedeutung und Auswirkung hat die neue 
Verordnung? Die wichtigsten Punkte der neuen Verordnung gegenüber der 
bisherigen BetrSichV, insbesondere was die Anforderungen und Prüfung von 
Arbeitsmitteln betrifft, werden in diesem Artikel kurz vorgestellt.

Ausgabe eines geprüften und gekennzeichneten Arbeitsmittels

Abbildung 1: Handschleifmaschine im Einsatz
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Verantwortung

Die neue Betriebssicherheitsverordnung 
richtet sich, wie auch die vorangegange-
ne, an den Arbeitgeber. Er ist weiterhin 
grundsätzlich in der Verantwortung und 
verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen 
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz bei 
der Bereitstellung und der Verwendung von 
Arbeitsmitteln und überwachungsbedürf-
tigen Anlagen, das sind Arbeitsmittel von 
denen besondere Gefährdungen ausge-
hen wie Aufzüge, Anlagen in explosions-
gefährdeten Bereichen und Druckanlagen, 
zu gewährleisten. Dem Arbeitgeber steht 
der Betreiber gleich, der, ohne Arbeitgeber 
zu sein, eine überwachungsbedürftige An-
lage zu gewerblichen oder wirtschaftlichen 
Zwecken verwendet.

Arbeitsmittel

Zu den Arbeitsmitteln zählen Werkzeuge, 
Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für 
die Arbeit verwendet werden, sowie über-
wachungsbedürftige Anlagen (§ 2 Abs. 1 
BetrSichV). Arbeitsmittel sind auch einfa-
che Werkzeuge wie Hammer oder Stemm-
eisen. Ebenso kraftbetriebene Arbeitsmit-
tel wie Schleifmaschinen (Abbildungen 1 
und 2), Bohrmaschinen, Schlagschrauber 
und Motorsägen und auch größere Maschi-
nen wie Fräs- und Drehmaschinen, Pressen 
zum Beispiel Schmiede- oder Tiefziehpres-
sen bis hin zu verketteten Anlagen. Der Ar-
beitgeber darf Arbeitsmittel, für die nach  
§ 14 und nach Abschnitt 3 der neuen Verord-
nung Prüfungen vorgeschrieben sind nur 
verwenden, wenn diese Prüfungen durch-
geführt und auch dokumentiert wurden  
(§ 4 Abs. 4 BetrSichV). 

Des Weiteren müssen die Arbeitsmittel  
sicher sein, das heißt, sie müssen
• �für die Art der auszuführenden Arbeit 

geeignet sein,
• �den gegebenen Einsatzbedingungen und 

den vorhersehbaren Beanspruchungen 
angepasst sein und

• �über die erforderlichen sicherheits- 
relevanten Ausrüstungen (zum Beispiel 
Schutzeinrichtungen) verfügen.

Gefährdungsbeurteilung, Grund-
pflichten des Arbeitgebers

Die Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Betr-
SichV) wird in der Neufassung der Be-
triebssicherheitsverordnung deutlich stär-
ker herausgestellt. Der Arbeitgeber hat vor 

Abbildung 3: Hebelwerk im mechanischen Stellwerk 

Abbildung 2: Bandschleifmaschine

Abbildung 4: Beispiel Transportieren von Batterien
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der Verwendung von Arbeitsmitteln eine 
Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. 
Keine Anlage und kein Arbeitsmittel darf 
ohne die Erstellung einer Gefährdungs-
beurteilung verwendet werden. Die Ver-
wendung von Arbeitsmitteln umfasst jeg-
liche Tätigkeit mit diesen. Hierzu gehören 
insbesondere das Montieren, Bedienen, 
Einstellen, Reinigen, Prüfen, Umbauen, Er-
proben, Demontieren, Transportieren oder 
Überwachen. 

Ergonomische Zusammenhänge, alters- und 
alternsgerechte Gestaltung der Arbeitsmit-
tel (Abbildungen 3 und 4) sowie psychische 
Belastungen müssen jetzt bei der Verwen-
dung von Arbeitsmitteln berücksichtigt wer-
den. Der Arbeitgeber hat die zu ermitteln-
den Schutzmaßnahmen nach dem Stand der 
Technik zu treffen und festzustellen, dass 
die Verwendung der Arbeitsmittel nach dem 
Stand der Technik sicher ist (§ 4 BetrSichV). 
Bei den zu ermittelnden Schutzmaßnahmen 
ist nach der Maßnahmenhierarchie vorzuge-
hen. Technische Schutzmaßnahmen haben 
Vorrang vor organisatorischen und diese 
vor persönlichen Schutzmaßnahmen (TOP-
Maßnahmenhierarchie). Die allgemein für 
alle Arbeitsmittel geltenden Anforderun-
gen sind in den §§ 8, 9 im Abschnitt 2, im 
allgemeinen Teil der neuen Verordnung als 
Schutzziele formuliert. Der Arbeitgeber hat 

Tabelle 1: Prüfung von Arbeitsmitteln

Abbildung 5: Prüfplakette 

Ein Vergleich Prüfung von Arbeitsmitteln 
nach neuer (2015) und alter (2002) Betriebs-
sicherheitsverordnung zeigt Tabelle 1.

Die Kennzeichnung der nächsten Prüfung 
erfolgt in Form einer Plakette (Abbildung 5).

Wer prüfen darf

Einfache Sichtprüfungen 
durch fachkundiges Personal
Nach § 2 Abs. 5 BetrSichV ist fachkundig, 
wer zur Ausübung einer in der Verordnung 
bestimmten Aufgabe über die erforderli-
chen Fachkenntnisse verfügt. Die Anfor-
derungen an die Fachkunde sind abhän-
gig von der jeweiligen Art der Aufgabe. Die 
Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an 
Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.

Wiederkehrende Prüfungen durch 
eine befähigte Person

Die zur Prüfung befähigte Person ist nach 
§ 2 Abs. 6 BetrSichV eine Person, die durch 
ihre Berufsausbildung und ihre zeitnahe 
berufliche Tätigkeit über die erforderlichen 
Kenntnisse zur Prüfung von Arbeitsmitteln 
verfügt.

Prüfungen durch zugelassene 
Überwachungsstellen (ZÜS)

Nach Anhang 2 Abschnitt 1 Punkt 1 der 
BetrSichV sind zugelassene Über wa-
chungsstellen nach § 37 Abs. 1 und 2 des 
Produktsicherheitsgesetzes. Sie müssen 
die im Anhang 2 Abschnitt 1 der BetrSichV 
aufgeführten Voraussetzungen erfüllen.

Beispiele

Einfache Sichtprüfung 
durch fachkundiges Personal
Vor jeder Benutzung zum Beispiel eines 
Hammers ist eine Sichtprüfung vorzuneh-
men. Der Benutzer muss unterwiesen sein, 
es dürfen nur geprüfte Arbeitsmittel ein-
gesetzt werden. Eine Dokumentation zum 
Beispiel durch Benutzer/Instandhalter ist 
nicht zwingend.

Wiederkehrende Prüfungen 
durch eine befähigte Person
Die Prüfung von elektrischen Anlagen 
und Betriebsmitteln ist durch eine be-
fähigte Person durchzuführen. Die befä-
higte Person überprüft den Zustand des 
Arbeitsmittels und ist verantwortlich für 
die sichere Durchführung der Prüfung.  

die Wirksamkeit der getroffenen Schutz-
maßnahmen, sofern nicht entsprechende 
Prüfungen nach den §§ 14, 15 durchgeführt 
wurden, vor der erstmaligen Verwendung 
der Arbeitsmittel zu überprüfen und muss 
ggf. Nachrüstmaßnahmen treffen.

Prüfung von Arbeitsmitteln

Die allgemeinen Prüfvorschriften für Ar-
beitsmittel haben sich gegenüber der al-
ten Betriebssicherheitsverordnung von 
2002 nicht verändert, jedoch wurde der 
Zweck der Prüfung klarer dargestellt. Ne-
ben der Ermittlung von Art, Umfang und 
Fristen von wiederkehrenden Prüfungen, 
in Form einer Gefährdungsbeurteilung 
durch den Arbeitgeber, unterscheidet 
die neue Betriebssicherheitsverordnung 
mehrere Arten von Prüfungen. Darin sind 
Arbeitsmittel,
• �deren Sicherheit von den Montagebedin-

gungen abhängt vor der erstmaligen Ver-
wendung zu prüfen. Die Prüfung muss vor 
jeder Inbetriebnahme nach einer Monta-
ge stattfinden;

• �die Schäden verursachenden Einflüs-
sen ausgesetzt sind, wie zum Beispiel 
UV-Licht, Korrosion, Witterung oder Ver-
schleiß, wiederkehrend zu prüfen;

• �die von Änderungen oder außergewöhnli-
chen Ereignissen betroffen sind, wie zum 
Beispiel Unfälle oder auch längere Zeit 
der Nichtverwendung, die schädigende 
Auswirkungen auf ihre Sicherheit haben 
können, unverzüglich einer außerordent-
lichen Prüfung zu unterziehen;

• �nach Anhang 3 der neuen Verordnung 
(Krane, Flüssiggasanlagen und maschi-
nentechnische Arbeitsmittel der Ver-
anstaltungstechnik) auf ihren sicheren 
Zustand und auf ihre sichere Funktion 
umfassend zu prüfen.Fo
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§ 14 BetrSichV (neu)  
vor der erstmaligen Verwendung

§ 10 BetrSichV (alt)  
vor der ersten Inbetriebnahme

• �nach Montage,
• �Kontrolle der Montage und sichere Funktion,
• �rechtzeitige Feststellung von Schäden,
• �Wirksamkeitskontrolle der getroffenen Maßnahmen,
• �keine Prüfung von Prüfinhalten nach Konformitäts- 

bewertungs-verfahren und deren Dokumentation,
• �wiederkehrend bei Schäden verursachenden Einflüssen  

(Fristen der Prüfung nach § 3 Abs. 6). Neue Prüffrist, wenn  
eine Anlage nicht bis zu der nach § 3 Abs. 6 ermittelten  
nächsten Prüfung sicher betrieben werden kann,

• �außerordentliche Prüfung bei Änderungen oder nach außerge-
wöhnlichen Ereignissen mit schädigenden Auswirkungen,

• �die im Anhang 3 genannten Arbeitsmittel 
− vor erstmaliger Inbetriebnahme, 
− vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen, 
− �wiederkehrend nach Maßgabe der im Anhang 3 genannten  

Vorgaben.

• �nach Montage,
• �nach Schäden verursachenden 

Einflüssen,
• �außerordentliche Überprüfung 

nach außergewöhnlichen  
Ereignissen mit schädigenden  
Auswirkungen,

• �nach Änderungs- oder  
Instandsetzungsarbeiten,

• �die Prüfungen müssen auch  
den Ergebnissen der  
Gefährdungsbeurteilung  
nach § 3 genügen.
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Abbildung 8: 
Überwachungsbe-
dürftige Druckanlage

Abbildung 7: Arbeitsmittel Freischneider 

Abbildung 6: Arbeitsmittel Bohrmaschine mit Prüfplakette

Arbeitsmittel wie Fräsmaschinen, Dreh-
maschinen aber auch zum Beispiel Bohr-
maschinen (Abbildung 6) oder Freischnei-
der (Abbildung 7) sind im Betriebsalltag 
unterschiedlichen Belastungen und schä-
digenden Einflüssen ausgesetzt, die für 
die Ermittlung von Art, Umfang und Prüf-
frist entscheidend sind. Aufgrund der 
Gefährdungsbeurteilung können sich in 
der Praxis unterschiedliche Prüffristen er-
geben. Das Arbeitsmittel, welches einer 
höheren Belastung und Einsatzzeit aus-
gesetzt ist, wird sicherlich einer kürzeren 
Prüffrist unterliegen als ein Arbeitsmittel, 
bei dem die Belastung und Einsatzzeit um 
ein vielfaches geringer ist. 

Prüfungen durch zugelassene 
Überwachungsstellen (ZÜS)
Überwachungsbedürftige Anlagen, wie 
Aufzugsanlagen, Anlagen in explosions-
gefährdeten Bereichen und Druckanlagen 
(Abbildung 8) sind vor der erstmaligen In-
betriebnahme und vor der Wiederinbe-
triebnahme nach prüfpflichtigen Ände-
rungen (Maßnahmen, durch welche die 
Sicherheit eines Arbeitsmittels beein-
flusst wird, wie zum Beispiel der Einbau 
einer neuen Steuerung in einem Aufzug) 
nach den im Anhang 2 der Verordnung 
genannten Vorgaben zu prüfen. Die Prü-
fungen werden von einer ZÜS, zum Bei-
spiel TÜV, DEKRA, oder einer zur Prüfung 
befähigten Person durchgeführt. Die zur 
Prüfung befähigte Person muss jedoch 
über die zuvor schon genannten Qualifi-
kationen, je nach Prüfungsart, über eine 
ausreichende technische Qualifikation, 
mindestens einjährige Erfahrung sowie 
aktuelle Kenntnisse verfügen.

Dokumentation von Prüfungen

Wiederkehrende Prüfungen müssen ent-
sprechend § 17 der neuen Betriebssicher-
heitsverordnung dokumentiert werden. Die 
Prüfaufzeichnungen müssen mindestens 
Auskunft geben über
• �Bezeichnung des Arbeitsmittels,
• �Datum der Prüfung,
• �Art der Prüfung,
• �Prüfungsgrundlage,
• �Prüfumfang,
• �Ergebnis der Prüfung,
• �Wirksamkeit und Funktion der getroffe-

nen Schutzmaßnahmen,
• �den nächsten Prüfungstermin (Frist) und 

Name des Prüfers (befähigte Person) 
bzw. der zugelassenen Überwachungs-
stelle (ZÜS).
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Neben der schrif tlichen Dokumentati-
on können die Prüfaufzeichnungen und  
-bescheinigungen auch in elektronischer 
Form am Betriebsort aufbewahrt werden.

Explosionsschutz, Zoneneinteilung, 
geänderte Zuständigkeit

Die neue Betriebssicherheitsverord-
nung gilt nun nicht mehr, mit Ausnahme 
der Prüfvorschriften, für den Brand- und 
Explosionsschutz (§§ 5, 6 der BetrSichV 
von 2002). Der Explosionsschutz ist jetzt 
komplett in der Gefahrstoffverordnung 
(GefStoffV) geregelt, da die Explosions-
gefährdung primär von brennbaren Ge-
fahrstoffen ausgeht.

Ziele der neuen Verordnung 
in Kurzform

• �Beseitigung rechtlicher und fachlicher 
Mängel,

• �bessere Umsetzung von EU-Recht,
• �Abbau von Bürokratiekosten,
• �bessere Ausrichtung auf das tatsächliche 

Unfallgeschehen,
• �Beseitigung von Doppelregelungen ins-

besondere beim Explosionsschutz und 
bei der Prüfung von Arbeitsmitteln,

• �bessere Anpassung an Schnittstellen zu 
anderen Rechtsvorschriften,

• �leichtere Anwendbarkeit durch die Ar-
beitgeber und Anlagenführer.

Mitgeltende Vorschriften

Neben der neuen Betriebssicherheitsver-
ordnung müssen das Arbeitsschutzgesetz, 
das Produktsicherheitsgesetz, Unfallver-
hütungsvorschriften sowie die Maschinen-
richtlinie beachtet werden. Durch die Än-
derung der Betriebssicherheitsverordnung 
können sich Änderungen im vorhandenen 
Regelwerk, wie den Technischen Regeln für 
Betriebssicherheit (TRBS) bzw. den Tech-
nischen Regeln für Gefahrstoffe, ergeben. 

Diese Änderungen werden sukzessiv um-
gesetzt. Unter Umständen können Regeln, 
wie zum Beispiel die Technische Regel für 
Betriebssicherheit TRBS 1203 ‚Befähigte 
Personen‘ entfallen, da diese in der neuen 
Betriebssicherheitsverordnung beschrie-
ben sind.

BahnPraxis antwortet

Die Technischen Regeln für Arbeitsstätten 
ASR A2.2, Maßnahmen gegen Brände, re-
geln neben den stationären Arbeitsstätten, 
also zum Beispiel einer Werkstatt, auch 
davon abweichende bzw. ergänzende 
Anforderungen für Baustellen. Natürlich 
ist auch auf den Baustellen eine Gefähr-
dungsbeurteilung durch den Arbeitge-
ber erforderlich, denn nur so können zum 
Beispiel Baustellen mit einer besonderen 
Gefährdung erkannt werden. Das können  
bespielsweise Arbeiten in Tunneln sein. 
Unabhängig davon sind jedoch mindestens 
folgende Vorkehrungen zu treffen:

Werden auf Baustellen Arbeiten mit ei-
ner Brandgefährdung durchgeführt, zum 
Beispiel Schweißen, Brennschneiden, 
Trennschleifen, Löten oder Verfahren an-
gewendet, bei denen eine Brandgefähr-
dung besteht, zum Beispiel Farbsprit-
zen, Flammarbeiten, ist dort für jedes der  

dabei eingesetzten Arbeitsmittel ein Feu-
erlöscher mit mindestens sechs Löschmit-
teleinheiten (LE) für die entsprechenden 
Brandklassen bereitzuhalten; der Feu-
erlöscher muss also funktionsfähig vor 
Ort sein. 6 LE würden zum Beispiel einem  
6 kg Feuerlöscher entsprechen. Wenn Gase 
an der Arbeitsstelle verwendet werden, so 
wie beispielsweise beim Brennschneiden, 
ist ein Feuerlöscher nötig, der auch für die 
Brandklasse C (Brände von gasförmigen 
Stoffen) geeignet ist. Auf Baustellen haben 
sich deshalb 6 kg ABC-Pulverlöscher be-
währt, die für die Brandklassen A (Brände 
von festen Stoffen), B (Brände von flüssi-
gen Stoffen) und C geeignet sind.

Personen, die mit den vorgenannten Ar-
beitsmitteln tätig werden, müssen the-
oretisch und praktisch im Umgang mit 
Feuerlöschern unterwiesen sein. Es wird 
empfohlen, diese Unterweisung im Ab-
stand von drei bis fünf Jahren zu wieder-
holen. 

Leser fragen – BahnPraxis antwortet

Brandschutz auf Baustellen

Hallo BahnPraxis-Team,
Sie haben in der letzten Ausgabe von BahnPraxis im Rahmen des 
vorbeugenden Brandschutzes über die Anzahl von Brandschutzhelfern im 
Betrieb berichtet. Dabei hatten sie Baustellen nicht erwähnt. Meine Frage 
lautet: Welche Regelungen gibt es für Baustellen?
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